
E ~ 1·NRIXX. GP 
E n t s c h 1 i e 8 u n 9 

des Nationalrates vom 18. Feber 1997 

betreffend umfassende Initiativen der Bundesregierung zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit 

Die Bundesregierung wird ersll\.:ht die im Rahmcn der sogcnannten Expmt-. Bau- und 

T cdlllu Illgiculh:ns i vc crarbe i tctcn MaUnillllllen ehcstl1liigl ich U11lzusetzcn. 

Dazu ziihkn untcr ilndcrem fulgende Mill.~nahl1len: 

'" Im Ralllllen der Bauvmlwbcn der einzelnen Ressorts I t)\J7 sollen in dcn Ausb;1l1 dcr 

Infrastruktur Investitiuncn in der Hühe vun 3X, I Mnl Schilling gelHtigt und damit für rund 

52Jl(H) Persullen lksch~iftigung geschaffen werden. 

Davon sollen unter anderem in den Bundeshochbau sowie in den Bundesstraßcnbau 

rund I tJ.3 Mrd Schilling investiert werden und voraussichtlich für 21.WO Personen 

Beschäftigung bringeI!. 

Geplante Baul1laHnahmcn im Umweltschutzbereich in der Hlihe von 6.1 Mrd Schilling 

sollen cinen ßeschäftigungscffckt von I tJ.5()() betroffenen Personen erzielen. 

Im Verkehrsbereich sind für Schiencninfrastruktur. InvestitionsmaBnahmen der 

Hochleistungs-AG sowie der Tdekol11tllunikation rund X.X Mrd Schilling geplant. Daraus sull 

sich eine Besdüiftigung für etwa ().tJoo Personen ergeben. 

* Durch die Expllrtllffensive der Bundesregierung sollen vor allem wichtige 

Wirtschaftszweige abgesichert und eine Vielzahl neuer Arbeitsplätze geschaffen werden. 

Rahmenbedingungen für den Export sollen verbessert, Vertriebs- und Marketingoffensiven 

gestartet sowie auf die dring~lld Ilotwendige Mitarbeiterl\ualifizierung Bedacht genommen 

werden (z.B. durch die Erridllung einer eigenen Fachhochschule zur Ausbildung von 

Spezialisten für expllrtorientierte Unternehmen). Weiters soll die Öffnung internationaler 

Märkte auf multilateraler Ebene (zß. im Rahmen der WTO) vorangetrieben werden. 

* Zur Schaffung von hochqualifizierten, zukunftsicheren Arbeitsplätzen in Österreich 

stellt die Bundesregierung in dell Jahren I'N7, I ':)':)X und I tJ':)':) jeweils eine Milliank Schilling 

(sllgem\llnt~ Technoillgicmi 11 iarde) zur Verfügung. 
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* Als einen weitcren effizicntcn und zidführendcll Ansatz zur SCh~lffung von 

Arbeitspl;ilzcn und zur Stärkung des Wirtschaftsstandortes Österreich begrüBt der Nationalrat 

die Einigung dcr S\lzialpartncr zur Flexibilisierung der Arbeitszeit. 

>I< Zur Emlastull!.! der Wirtschaft und zur Effizienzstci!.!crun!.! des iistcrreichischen 
~ ~ ~ 

Krallkcnkassensyste111s ist auch die Abschaffung der Krankenscheinc samt 

Krankenscheingebühr und deren Ersatz durch ein Chipkartensystel11 zielführend. 

Die Frau Bundesminister für Arbeit. Gesllndheitund Soziales wird daher ersucht. im Rahmen 

ihrer Kompetenz die Vur<lllssetzungcn ab 1.1.llJlJX ZlI schaffen. welche die Einführung eines 

Chipbrtl:l1sysll:I1lS und die Ahschaffung der Krankenscheinl: samt Kral1kenschl:ingeblihr 

e rt Iliig liehe 11. 

Hiebei ist besonders darauf zu achten. daB durch die Einführung der Chipkarte 

I. für die Versichcrten keine zus;itzlichen Belastungen entstehen. 

2. das Recht auf Geheimh<lltung medizinischer Daten der Versicherten unter Beachtung des 
D<ltenschutzes gewahrt bleibt. 

3. die Wirtschaft. die sich durch die Einführung der Chipkane Verwaltungsktlsten erspart. 

einen entsprechenden Beitrag zur Finanzierung leistet. 
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